
Von Marcus Stöcklin

Washington – Zwölf Tote, 59 Ver-
letzte. Das jüngste Opfer, die klei-
ne Veronica, war nur sechs Jahre
alt. Sie hatte gerade erst Schwim-
men gelernt. Das sinnlose Massa-
ker bei der „Batman“-Premiere in
einem Kino in Aurora (Colorado)
entsetzt die Welt. Auch in den USA
hat es die Diskussion um schärfere
Waffengesetze neu entfacht.

Schließlich ist es in kaum einem
anderen Land so einfach, hochef-
fektive Schusswaffen zu erwerben.
James Holmes (24), der Täter von
Aurora, kaufte ganz legal seine
Mordwerkzeuge. Zwei Pistolen, ei-
ne Schrotflinte. Und ein Sturmge-
wehr AR 15 mit 100-Schuss-Maga-
zin, das 60 Schüsse pro Minute ab-
feuern kann. Nur weil es Ladehem-
mung hatte, war die Opferzahl
nicht noch größer.

Jetzt ist die Aufregung groß.
Doch jeder weiß: Nach den Amok-
läufen von Columbine 1999, Virgi-
nia Tech 2007, Fort Hood 2009 und
Tucson 2011 wird die Diskussion
wahrscheinlich auch diesmal im
Sande verlaufen.

Zu mächtig ist die Waffenlobby.
Die National Rifle Association
(NRA) pflegt enge Beziehungen zu
den Republikanern. Wohlweislich
äußerten sich weder deren Kandi-
datMittRomney noch derdemokra-
tische Präsident Barack Obama bis-
her zu einer Verschärfung des Waf-
fenrechts. Dabei hatte Obama
noch 2008 einen Vorstoß zum Ver-
bot bestimmter Waffen unterstützt.
Doch nach dem Attentat beließ er
es bei einer Floskel: „Die Lehre aus
dieser Tragödie ist, dass das Leben
sehr zerbrechlich ist.“ Die Regie-

rung sei bereit, alles zu tun, „um
diejenigen vor Gericht zu bringen,
die für dieses abscheuliche Verbre-
chen verantwortlich sind“.

Immerhin ist Wahlkampf. Und in
den heiß umkämpften Schlüssel-
staaten Ohio, Pennsylvania, Wis-
consin, Virginia, Iowa und North
Carolina leben besonders viele be-
geisterte Waffenanhänger.

Die NRA, die alles tut, um stren-
gere Waffengesetze zu verhindern,
kannnicht nurdort aufbreite Unter-
stützung in der Bevölkerung rech-
nen. 2010erhielt sie Spenden in Hö-
he von 253 Millionen Dollar (207
Millionen Euro). Und schon 2008

gab sie Millionen US-Dollar für An-
ti-Obama-Kampagnen aus.

In 32 Prozent der Haushalte liegt
wenigstens eine Pistole in einer
Schublade. Sie berufen sich auf die
Verfassung, die jedem das Recht
auf Waffenbesitzgarantiert. Ein Re-
likt aus der Pionierzeit, das 2008
aber vom Supreme Court, dem
höchsten Gericht, bestätigt wurde.
Nur wenige Politiker treten seit-
dem noch für schärfere Waffenge-
setze ein, wie etwa New Yorks Bür-
germeister Michael Bloomberg.

Die Folge: In den USA ist die
Wahrscheinlichkeit, erschossen zu
werden, 40 Mal größer als in Kana-

da, England oder Deutschland.
Mehr als 30 000 Menschen in den
USA sterben jährlich an Schussver-
letzungen, 100 000 werden ver-
letzt. Die Waffenbesitzer nutzen
das noch als Argument: Man muss
sich verteidigen können, sagen sie.

Im Rocky-Mountain-Staat Colo-
rado sind die Gesetze besonders
lasch. Jede Art staatlicher Regulie-
rung, sei es in punkto Waffenbesitz
oder Gesundheitsvorsorge, wird
schnell als „Kommunismus“ abge-
kanzelt. Hätten die Kinobesucher
Waffen bei sich tragen dürfen, wä-
renunterUmständen wenigerMen-
schen getötet worden, argumen-

tiert Luke O'Dell, ein Sprecher der
Vereinigung der Rocky-Moun-
tain-Waffenbesitzer. Denn Schuss-
waffen in Sälen sind verboten.

Jederab 18 Jahren darf in Colora-
do eine Waffe besitzen. Und das,
obwohl in Littleton, nur eine Stun-
de von Aurora entfernt, bereits
1999 an der Columbine Highschool
13 Menschen erschossen wurden.
Für eine Waffenerlaubnis braucht
man nur einen Antrag beim Sheriff
zu stellen. Wer nicht vorbestraft ist,
bekommt die Genehmigung.

Obama steht zwischen den Fron-
ten: Während die Waffenlobby ihm
vorwirft, am Recht der US-Bürger

auf Waffen zu rütteln, bemängeln
dieanderen sein fehlendes Engage-
ment. Statt über schärfere Waffen-
gesetze werde nur über strengere
Kontrollen in Kinos diskutiert.

„Vielleicht ist es an der Zeit, dass
die beiden Menschen, die Präsi-
dent der Vereinigten Staaten wer-
den wollen, aufstehen und uns sa-
gen, was sie in der Frage tun wer-
den“, fordert New Yorks Bürger-
meisterMichaelBloomberg.Bloom-
berg weiter: „Ich glaube, außer uns
gibt es keine Industrienation, die
auch nur annähernd so ein Pro-
blem hat: Wir haben mehr Waffen
als Menschen in diesem Land.“

Amerika: Ein Volk unter Waffen
Das Massaker im
Kino von Aurora

(Colorado) hat in den
USA eine Debatte

entfacht. Doch die
Waffengegner

werden sich kaum
durchsetzen.

In den USA werden jedes Jahr
um die 30 000 Menschen er-
schossen. Hoch sind auch die
Opferzahlen in Mexiko, Kolum-
bien und vor allem in Brasilien.
Gemessen an der Bevölkerungs-
zahl ist die Gefahr, erschossen
zu werden, aber besonders groß
in Mittelamerika und in der Kari-
bik. Das geht aus einer seit
1995 geführten Statistik des
UN-Büros für Drogen und Krimi-
nalität hervor.

An der Weltspitze der Schieße-
reien mit jährlich rund 34 000
Todesopfern lag zwischen 2004
und 2008 Brasilien. Mit einer Ra-

te von etwa 18 Opfern pro
100 000 Einwohnern rangierte
das südamerikanische Land aber
noch weit hinter den Staaten
Honduras (2010: 68,4), Jamaika
(2010: 39,4) oder Venezuela
(2009: 39,0).

In den europäischen Ländern
ist es dagegen im Vergleich da-
zu relativ unwahrscheinlich, an
einem Schuss zu sterben. Hier
gibt es jeweils weniger als einen
Erschossenen pro 100 000 Ein-
wohner. 2010 stieg die Rate nur
in Mazedonien auf 1,2. In
Deutschland betrug sie 0,2 (158
Erschossene) und ist seit Jahren

relativ konstant. Besonders si-
cher ist es in Island, wo in den
vergangenen Jahren niemand
durch ein Schusswaffe starb.

Weltweit gibt es auch in Singa-
pur und Japan so gut wie keine
Todesopfer als Folge von Schuss-
waffengewalt.

Zum „Batman“-Filmstart in
Deutschland verschärfen große
Kinobetreiber nach dem Amok-
lauf von Aurora ihre Sicherheits-
kontrollen. „Unsere Sicherheits-
mitarbeiter, die normalerweise
vom Publikum nicht wahrgenom-
men werden, werden in diesen

Tagen sichtbarer im Foyer der Ki-
nos auftreten“, sagte ein Cine-
maxx-Sprecher. Die UCI-Kette,
die in Hamburg mit drei und in
Flensburg mit einem Kino vertre-
ten ist, will ihre Einlasskontrol-
len verstärken. Während bei Ci-
nemaxx (31 Kinocenter bundes-
weit) Batman-Fans kostümiert
kommen dürfen, bittet UCI, auf
Verkleidungen zu verzichten.
Die CineStar-Gruppe (71 Kinos)
mit Sitz in Lübeck greift auf ihre
üblichen Sicherheitsvorkehrun-
gen zurück. Bundesweiter Kino-
start für „The Dark Knight Rises“
als dritter Teil des Batman-Zy-
klus ist Donnerstag.

Der Diplom-Psychologe Jens
Hoffmann leitet das Institut
für Psychologie und Bedro-
hungsmanagement (Darm-
stadt).

Lübecker Nachrichten: Wa-
rum sind die Deutschen nicht
so auf Waffen fixiert wie die
Amerikaner?
Jens Hoffmann: In den USA
gibt es eine Kultur der Selbst-
verteidigung mit Waffen.
Waffenbesitz ist dort ein Bür-
gerrecht. Während bei uns
das staatliche Gewaltmono-
pol stärker akzeptiert wird,
ist man in Amerika eher ge-
neigt, sich und seine Familie
selbst zu verteidigen.

LN: Wächst die Gefahr, je
mehr Waffen verbreitet sind?
Hoffmann: Sicher, aber in Ka-
nada oder der Schweiz gibt
es auch viele Schusswaffen.
Und Untersuchungen aus
der Schweiz besagen, dass

sie zwar häufig beim
Suizid, aber selten bei
Amokläufen einge-
setzt werden. Da spielt
alsooffenbar ein kultu-
reller Faktor noch eine
große Rolle. Ebenso
die Frage, wie sehr
Waffen zur Identität
gehören. In den USA
gibt es einen ganz an-
deren Waffenfetischismus.
Männlichkeit etwa ist dort
viel stärker mit Waffen ver-
bunden als bei uns.

LN: Schützen Waffenverbote
vor Amokläufen?
Hoffmann: Sie verringern die
Wahrscheinlichkeit. Wir se-
hen in Deutschland zwar,
dass Amokläufe, auch Schul-
amokläufe umschwenken
auf andere Waffen – auf
Sprengsätze, auf Äxte, auf
Messer. Aber Schusswaffen
können natürlich viel mehr
anrichten. Und die Identität

von Amokläufern als
Rächer ist viel mehr
mit Schusswaffen ver-
bunden. Es gibt so et-
was wie ein kulturel-
les Programm: Gehe
an deine Schule, er-
schieße viele Men-
schen und werde welt-
berühmt. Das hat es
früher nicht gegeben

und ist häufig sehr stark an
Schusswaffen gebunden.

LN: Also helfen Verbote?
Hoffmann: Es ist letztlich eine
politische Entscheidung, ob
man die Rechte von sehr vie-
len Menschen etwa in Schüt-
zenvereinen einschränkt, die
nie gefährlich werden wür-
den. In England hat man
nachdem Amoklaufvon Dun-
blane von 1996 mit 18 Toten
Schusswaffen komplett ver-
boten. Und seither hat es dort
keinen Amoklauf mehr gege-
ben. Ich persönlich wäre für

ein Verbot, würde das aber
nicht als politisches State-
ment verstanden wissen wol-
len. Das muss in unserer Ge-
sellschaft diskutiert werden.

LN: Hat sich nach dem Schul-
amoklauf von Erfurt vor zehn
Jahren mit 17 Toten in
Deutschland viel getan?
Hoffmann: Nur scheinbar.
Die verschärften Regeln sind
gut und wichtig, aber letzt-
lich ist es eine grundsätzliche
Frage. Wenn Waffen im Haus
sind, sind Jugendliche auch
immerwieder an sie herange-
kommen. Wir schleichen um
diese Diskussion herum.

LN: Muss man sich sorgen,
wenn der „Batman“-Film in
dieser Woche auch in deut-
schen Kinos anläuft?
Hoffmann: Die Wahrschein-
lichkeit, dass etwas passiert,
ist gering.
 Interview: Peter Intelmann

Die meisten Toten in Brasilien – Verschärfte Sicherheit zum „Batman“-Start in Deutschland

„Schleichen um die Diskussion herum“

Auf den Schießplatz „Caliber 3“ im Westjordanland kommen jedes Jahr auch Hunderte Urlauber aus den USA nach Israel, um den Umgang mit Schusswaffen zu lernen. Unter ihnen
sind Kinder und Jugendliche, die auf dem Foto aber nur Spielzeuggewehre in ihren Händen halten. Der Schießplatz ist inzwischen zu einer Touristenattraktion geworden. Foto: AFP

Dr. Jens Hoff-
mann. Foto: oh
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Lübecker Traditionsfl ughafen
muss bleiben! (Teil 2/9)

Liebe Mitbürger!
Auf unserem Globus ent-
wickeln sich mit  hoher 
 Dynamik große neue 
Industriezentren, allen 
voran in China, Indien, 
Brasilien und in den Golf-
staaten. Überall wo heu-
te in der Welt „die Post 
abgeht“, richtet man zu 
allererst einen Flugha-
fen ein. Man könnte sich 
die rasante Entwicklung 
in Schanghai, Peking 
oder Dubai ohne Flug-
hafen nicht vorstellen. 

Und ein Unternehmen, 
das weit ab vom Schuss 
im Norden Deutschlands 
seinen Sitz hat, und 
über keine vernünftigen 
Flugverbin dungen ver-
fügt, hat es schwer, sein 
 Wachstum zu organisie-
ren. Man muss Firmen 
und Hochschulen im Sü-
den Deutschlands und im 
Ausland zügig erreichen 
können, an Kongressen 
teilnehmen und Kunden 
besuchen. Wir warten seit 
Jahren auf direkte Flug-

verbindungen zwischen 
Lübeck und den großen 
Drehscheiben Frankfurt, 
München, Amsterdam 
oder Kopenhagen, und 
beneiden schon seit lan-
gem unsere Konkurrenz 
im Süden Deutschlands, 
die mit leistungsfähigen 
Flughäfen gesegnet ist.
 (Fortsetzung folgt)

Den gesamten neunteili-
gen Text unserer Stellung-
nahme fi nden Sie  unter 
www.euroimmun.de.
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